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BUNDESSOZIALGERICHT 

 

Beschluß 

in dem Rechtsstreit 
 

Az: 14/10 BKg 14/96 

 

 

 
 
..................................................................................................................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozeßbevollmächtigte:    ......................................................., 

 
 

 
g e g e n 

 
Land Niedersachsen,  
vertreten durch die Bezirksregierung Weser-Ems, Außenstelle Aurich, 
26603 Aurich, Schloßplatz 3, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin, 
 
beigeladen: 
 
................................................................................... 
 
 
 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 6. Februar 1997 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  L a d a g e ,   die Richter   Dr.  N a u j o k s   und 

S c h r i e v e r   sowie die ehrenamtlichen Richter   Dr.  H o l z l ö h n e r  

und   M e i d 

beschlossen:  

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluß 

des Landessozialgerichts Niedersachsen vom 30. Juli 1996 wird zurückgewiesen.  

 

Der Kläger hat der Beigeladenen die Kosten des Beschwerdeverfahrens 

zu erstatten; im übrigen sind Kosten nicht zu erstatten.  

 

 

G r ü n d e : 
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I 

 

Der Kläger begehrt die Zahlung von Kindergeld für seinen Sohn T.     über den Monat 

Oktober 1994 hinaus. Streitbefangen ist (wegen des Beginns des Zivildienstes seines 

Sohnes) lediglich der Anspruch auf Kindergeld bis einschließlich Oktober 1995.  

 

Widerspruch und Klage hatten keinen Erfolg. Das Sozialgericht (SG) hat in seinem Urteil 

vom 25. Januar 1996 ausgeführt, daß gegen die Entscheidung die Berufung nach § 143 

Sozialgerichtsgesetz (SGG) stattfinde; es schließt sich die formularmäßige Rechtsmittel-

belehrung "Urteil bei zulässiger oder zugelassener Berufung" an.  

 

Das Landessozialgericht (LSG) hat mit Beschluß vom 30. Juli 1996 die Berufung verwor-

fen. Es gehe lediglich um die Gewährung von Kindergeld für den Zeitraum ab November 

1994 bis "September 1995", so daß Kindergeldleistungen in Höhe von 770,00 DM im 

Streit seien. Damit werde der Beschwerdewert von 1.000,00 DM nicht erreicht. Die un-

richtige Rechtsmittelbelehrung stelle keinen Verfahrensmangel iS des § 144 Abs 2 Nr 3 

SGG dar. Dem Urteil könne auch nicht entnommen werden, daß das SG die Berufung 

habe zulassen wollen. Der Beschwerdewert sei ohne Berücksichtigung des kindergeldbe-

zogenen Anteils im Ortszuschlag zu berechnen.  

 

Der Kläger macht mit seiner Nichtzulassungsbeschwerde einen Verfahrensmangel gel-

tend. Das LSG habe die Berufung zu Unrecht als unzulässig verworfen. Der Beschwer-

dewert dürfe nicht allein nach dem Kindergeld berechnet werden, sondern nach dem 

Nachteil, der ihm insgesamt durch die angefochtene Entscheidung über die Nichtzuer-

kennung des Kindergeldes in einem bestimmten Zeitraum entstehe. Da er automatisch 

mit der Entziehung des Kindergeldes auch seinen kindergeldbezogenen Ortszuschlag 

verliere, müsse dieser Nachteil bei der Berechnung des Beschwerdewerts Berücksichti-

gung finden. Es handele sich insoweit um ein einheitliches Rechtsverhältnis, das nicht in 

kindergeldrechtliche Angelegenheiten auf der einen und besoldungsrechtliche Fragen auf 

der anderen Seite aufgespalten werden dürfe. Addiere man den Kindergeldbetrag mit 

dem kindergeldbezogenen Ortszuschlag, werde die zur Zulässigkeit der Berufung not-

wendige Beschwerdesumme von 1.000,00 DM überschritten. Im übrigen habe "die 

Rechtssache grundsätzliche Bedeutung iS von § 160 Abs 2 Nr 1 SGG, und zwar insoweit, 

als klärungsbedürftig ist, wie die Beschwer für die Fälle festzusetzen ist, bei denen zwei 

Rechtswege - wie das LSG meint - in Anspruch genommen werden müssen". 

 

 

II 

 

Soweit mit der Beschwerde die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 

Nr 1 SGG) geltend gemacht wird, ist sie bereits unzulässig. Denn zur formgerechten 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 

 
- 4 - 

Darlegung (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) dieses Zulassungsgrundes gehört das Aufzeigen 

der Entscheidungserheblichkeit sowie die Auseinandersetzung damit, ob das Bundesso-

zialgericht (BSG) bereits eine Entscheidung gefällt hat, die die aufgeworfene Frage be-

antwortet (BSG SozR 1500 § 160a Nr 65), oder ob es Entscheidungen anderer Bundes-

gerichte gibt, die sich zu diesem Fragenkreis äußern und Schlüsse darauf zulassen, wie 

die aufgeworfene Rechtsfrage zu beantworten ist. Zu all dem enthält die Beschwerdebe-

gründung jedoch keine Ausführungen. Unabhängig davon bedarf es zur Klärung dieser 

Fragen nicht der Durchführung eines Revisionsverfahrens, weil im Rahmen der Verfah-

rensrüge darauf einzugehen ist. 

 

Soweit zulässig, ist die Beschwerde unbegründet. Der als Zulassungsgrund (§ 160 Abs 2 

Nr 3 SGG) geltend gemachte Verfahrensmangel liegt nicht vor. Das LSG hat die Berufung 

zu Recht als unzulässig verworfen. Bei der Berechnung des Wertes des Beschwerdege-

genstandes nach § 144 Abs 1 Satz 1 Nr 1 SGG ist der kinderbezogene Anteil des Ortszu-

schlages nicht zu berücksichtigen. Rein kindergeldrechtlich aber beträgt der Wert des Be-

schwerdegegenstandes nur 12 x 70,00 DM = 840,00 DM (November 1994 bis Oktober 

1995). Ein Zählkindervorteil steht hier nicht in Frage. Es sind auch keine wiederkehrenden 

oder laufenden Leistungen für mehr als ein Jahr im Streit (§ 144 Abs 1 Satz 2 SGG). 

 

Bei der Frage, ob iS des § 144 Abs 1 Satz 1 Nr 1 SGG der "Wert des Beschwerdegegen-

standes ... bei einer Klage, die eine Geld- oder Sachleistung oder einen hierauf gerichte-

ten Verwaltungsakt betrifft, eintausend Deutsche Mark ... nicht übersteigt", ist lediglich auf 

die Leistung abzustellen, zu deren Zahlung verurteilt werden soll, bzw, wie im vorliegen-

den Fall, die Leistung, die dem Kläger bei Aufhebung des angefochtenen Bescheides al-

lenfalls zustehen kann.  

 

Die zitierte Vorschrift stimmt, soweit hier erheblich, mit § 115 Abs 1 der Finanzgerichts-

ordnung überein. Diese Vorschrift stellt für die Statthaftigkeit der Revision darauf ab, ob 

"der Wert des Streitgegenstandes eintausend Deutsche Mark übersteigt". Insoweit gilt je-

doch in ständiger Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH), daß in die Streitwerter-

mittlung Folgewirkungen nicht einzubeziehen sind. Für die Berechnung des Streitwerts ist 

danach nicht das gesamte geldwerte Interesse maßgebend, das ein Steuerpflichtiger an 

der Durchführung des Rechtsmittelverfahrens hat, sondern lediglich der Steuerbetrag, um 

den unmittelbar gestritten wird; Auswirkungen auf Steuern in Folgejahren oder auf andere 

Steuern sind unerheblich. Dies gilt selbst dann, wenn die angestrebte Änderung eines 

Bescheides kraft bindender Vorschrift weitere Änderungen nach sich ziehen muß (BFH 

vom 28. September 1967, BFHE 90, 277, 278; s auch BFH vom 26. Januar 1970, BFHE 

99, 4, 5 sowie BFH vom 30. März 1978, BFHE 124, 422, 423, jeweils mwN).  

 

Dem schließt sich der Senat für das sozialgerichtliche Verfahren an. Mit der Festlegung 

einer festen Streitwertgrenze wird eine Vereinfachung des Verfahrens angestrebt: Hiermit 
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wäre es nicht zu vereinbaren, allein wegen des Streitwerts nach allen Richtungen hin zu 

prüfen, welche Auswirkungen das angestrebte Urteil für den Rechtsmittelkläger auch in 

anderen Bereichen haben könnte. Dann aber sind - erst recht - Folgewirkungen eines 

Streits für solche Streitgegenstände unerheblich, die nicht nur in anderen Gerichtsverfah-

ren, sondern auch innerhalb eines anderen Rechtsweges zu verfolgen sind. Dies ent-

spricht auch der Regelung im Zivilprozeß. Dort ist nach § 4 der Zivilprozeßordnung (ZPO) 

bei Zahlungsansprüchen auf den Geldbetrag abzustellen, und zwar ohne Zinsen (vgl auch 

Meyer-Ladewig, Komm zum SGG, 5. Aufl 1993, § 144 RdNr 15). 

 

Offenbleiben kann, ob mit der Beschwerde ordnungsgemäß gerügt ist, daß die Verwer-

fung der Berufung durch das LSG auch in anderer Hinsicht fehlerhaft ist. Denn es stellt 

insbesondere keinen Verfahrensfehler dar, daß das LSG die aufgrund einer fehlerhaften 

Rechtsmittelbelehrung eingelegte Berufung verworfen hat, weil die Nichtzulassungsbe-

schwerde (§ 145 SGG) der gegebene Rechtsbehelf gewesen wäre. Eine solche Berufung 

ist als unzulässig zu verwerfen und nicht etwa in eine Nichtzulassungsbeschwerde umzu-

deuten (BSG, Urteil vom 19. November 1996 - 1 RK 18/95 - zur Veröffentlichung vorge-

sehen <ZVv>). Freilich bleibt in einem solchen Falle die Nichtzulassungsbeschwerde 

möglich. Dabei braucht hier nicht entschieden zu werden, ob die Nichtzulassungsbe-

schwerde innerhalb der Jahresfrist einzulegen ist oder grundsätzlich ohne Bindung an 

eine Frist eingelegt werden kann (vgl zu diesem Fragenkreis BSG, Urteil vom 

19. November 1996 - 1 RK 18/95 - ZVv; BVerwGE 71, 359, 361; Zeihe NVwZ 1995, 560; 

Ulmer SGb 1996, 208).  

 

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 

SGG.  
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